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 11. März 2021: Vorwurf des Erwerbs von Cannabis – Einstellung des Verfahrens
mangels Tatnachweises

  

Die Staatsanwaltschaft Potsdam führte gegen unseren Mandanten ein Ermittlungsverfahren wegen eines
Verstoßes gegen das Betäubungsmittelgesetz, da er per WhatsApp Cannabis erworben haben soll. In dem
von der Polizei sichergestellten Chatverlauf soll unser Mandant nach Auffassung der Polizei
Betäubungsmittel bestellt haben.

  

Nachdem unser Mandant Rechtsanwalt Dietrich mit der Verteidigung in seinem Fall beauftragt hatte,
nahm Rechtsanwalt Dietrich Einsicht in die Ermittlungsakte und verfasste nach Durchsicht der Akte einen
Schriftsatz. In diesem beantragte er, das Verfahren gegen unseren Mandanten wegen eines Verstoßes
gegen das Betäubungsmittelgesetz einzustellen. Als Begründung führte Rechtsanwalt Dietrich an, dass ein
Tatnachweis gegen unseren Mandanten nicht geführt worden sei. Er trug unter anderem vor, dass der zu
der Handynummer gehörende Vertrag zwar auf den Namen von unserem Mandanten laufen soll, dies
jedoch nichts über die Nutzungsverhältnisse des Handys im gegenständlichen Zeitraum aussage. Auch sei
die Schlussfolgerung der Polizei, es handele sich um eine Cannabisbestellung, nicht weiter erläutert
worden. Die Staatsanwaltschaft Potsdam schloss sich den Zweifeln von Rechtsanwalt Dietrich an und
stellte das Verfahren mangels Tatverdachts ein.
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